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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

In der Gemeinde Freisen besteht aufgrund 
der Attraktivität als Wohnort eine stetig ho-
he Nachfrage nach Wohnbauplätzen. Daher 
ist die Gemeinde Freisen auch bestrebt, ge-
eignete Flächen für eine Wohnbebauung 
nutzbar zu machen.

Der Ortsteil Oberkirchen präsentiert auf-
grund seiner bipolaren Versorgungsfunktion 
als überdurchschnittlich attraktiver Wohn-
standort im ländlichen Raum. Aufgrund der 
Attraktivität als Wohnstandort mit guter 
Versorgungssituation (neuer Netto) ist die 
Anzahl an Leerständen sowie an verkaufs-
bereiten Baulücken im Ortsteil Oberkirchen 
sehr niedrig, so dass Bedarf für weitere 
Wohnbauflächen besteht.

Am nördlichen Siedlungsrand von Oberkir-
chen, östlich der Straße „Zum Schwimm-
bad“, befindet sich eine bis jetzt noch unbe-
baute Potenzialfläche. Die Gemeinde beab-
sichtigte ursprünglich in diesem Bereich 
einen Sport- und Freizeitpark als Teilbau-
stein des Weiselberparks zu errichten und 
schuf mit der Aufstellung eines 
Bebauungsplanes im Jahre 2008 Baurecht 
hierfür.

Aufgrund der zwischenzeitlich geänderten 
Nachfrage ist der Standort für eine 
Wohnnutzung besser geeignet und ge-
wünscht, da auch die Umgebung durch 
überwiegend Wohnnutzung geprägt ist und 
über eine gute verkehrliche Erschließung 
verfügt. Entsprechend der Nutzung der Um-
gebung ist eine Bebauung mit freistehen-
den Einzel- und Doppelhäusern vorgesehen. 

Ziel ist die Entwicklung eines bedarfsorien-
tierten Wohngebietes für nachhaltiges, bar-
rierefreies und familienfreundliches Woh-
nen.

Als Baustein des Modellprojektes „Energie-
dorf Oberkirchen“ des Förderprogramms 
„Zukunft Dorf“ des Bundesmodellvorha-
bens „Land(auf)Schwung“ beabsichtigt die 
Gemeinde Freisen über privatrechtliche Ver-
träge einen Anschluss- und Benutzungs-
zwang an das Kalte Nahwärmenetz für den 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
„Wohngebiet Weiselberg“ umzusetzen. 
Demnach ist der Wärmebedarf aus dem 
Wärmeversorgungsnetz zu decken (Benut-
zungszwang). Die Grundstücke sind an die 

Kalte Nahwärmeversorgungsanlagen anzu-
schließen (Anschlußzwang).

Das Plangebiet liegt innerhalb der rechts-
kräftigen Änderung und Erweiterung des 
Bebauungsplanes „Sport-, Freizeit-, und 
Hotelanlage“ neue Bezeichnung „Weisel-
bergpark“ von 2008. Dieser weist im Be-
reich des Plangebietes ein Sondergebiet 
Sport- und Freizeitpark aus. Auf dieser 
Rechtsgrundlage ist das Planvorhaben nicht 
realisierungsfähig. Somit bedarf es der Auf-
stellung eines Bebauungsplanes. 

Die Gemeinde Freisen hat daher gem. § 1 
Abs.  3 BauGB und §  2 Abs.  1 BauGB die 
Aufstellung des Bebauungsplanes „Wohn-
gebiet Weiselberg“ beschlossen.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
umfasst eine Fläche von insgesamt ca. 1,6 
ha.

Der Bebauungsplan „Wohngebiet Weisel-
berg“ ersetzt innerhalb seines Geltungs- 
bereiches die rechtskräftige Änderung und 
Erweiterung des Bebauungsplanes „Sport-, 
Freizeit-, und Hotelanlage“ neue Bezeich-
nung „Weiselbergpark“ von 2008.

Mit der Erstellung des Bebauungsplanes 
und der Durchführung des Verfahrens wur-
de die Kernplan Gesellschaft für Städtebau 
und Kommunikation mbH, Kirchenstraße 
12, 66557 Illingen, beauftragt.

Verfahrensart

Das Verfahren wird nach §  13b i.V.m. 
§ 13a BauGB im beschleunigten Verfahren 
durchgeführt. Nach § 13 b gilt bis zum 31. 
Dezember 2019 § 13a entsprechend für Be-
bauungspläne mit einer Grundfläche im 
Sinne des § 13a Absatz 1 Satz 2 von weni-
ger als 10 000 Quadratmetern, durch die 
die Zulässigkeit von Wohnnutzungen auf 
Flächen begründet wird, die sich an im Zu-
sammenhang bebaute Ortsteile anschlie-
ßen. Dies trifft auf den vorliegenden Bebau-
ungsplan zu. 

Der Geltungsbereich des vorliegenden 
Bebauungsplanes umfasst insgesamt zwar 
rund 1,6 ha; aufgrund des deutlich geringe-
ren geplanten Versiegelungsgrades (0,4 
GRZ) bleibt die maximal zulässige Grundflä-

che jedoch deutlich unter dem Schwellen-
wert von 10.000 qm.

Weitere Voraussetzung der Anwendung des 
§ 13a BauGB ist, dass keine Anhaltspunkte 
für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 
Nr.  7b BauGB genannten Umweltbelange 
vorliegen. Dies trifft für den vorliegenden 
Bebauungsplan zu.

Die Vorschriften des vereinfachten Verfah-
rens nach § 13 BauGB gelten entsprechend.

Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 13 
Abs. 2 und 3 BauGB und § 13a Abs. 2 und 
3 BauGB von einer Umweltprüfung nach 
§ 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht 
nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 
Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umwelt-
bezogener Informationen verfügbar sind, 
der zusammenfassenden Erklärung nach 
§ 10a Abs. 1 BauGB und von der frühzeiti-
gen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 
Abs.  1 und §  4 Abs.  1 BauGB abgesehen 
wird.

Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten die 
Eingriffe als vor der planerischen Entschei-
dung erfolgt oder zulässig.

Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan der Gemeinde 
Freisen stellt für das Plangebiet eine Son-
derbaufläche dar. Somit ist der Bebauungs-
plan nicht aus dem Flächennutzungsplan 
entwickelt. Der Flächennutzungsplan ist 
gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der 
Berichtigung anzupassen.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Das Plangebiet liegt im Ortsteil Oberkir-
chen, östlich der Straße „Zum Schwimm-
bad“, am nördlichen Siedlungsrand.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
wird wie folgt begrenzt:

•	 im Westen durch die Straße „Zum 
Schwimmbad“ und der daran angren-
zenden Stellplatzfläche des Schwimm-
bades,

•	 im Norden duch die Verbindungsstraße 
zwischen der Straße „Zum Schwimm-
bad“ und Eichenlaubstraße (L 122),

•	 im Osten durch mit unbebaute Grünflä-
chen mit Gehölzbeständen und Bach-
lauf des Dünkelbaches,

•	 im Süden durch die Wohnbebauung so-
wie privaten Gartenflächen der Straße 
„Am Hobelbach“.

Die genauen Grenzen des Geltungsberei-
ches sind der Planzeichnung des Bebau-
ungsplanes zu entnehmen.

Nutzung des Plangebietes und 
Umgebungsnutzung, Eigen­
tumsverhältnisse

Die Fläche des Plangebietes befindet sich 
vollständig im Eigentum der Gemeinde. 
Aufgrund des Eigentumsverhältnisses ist 
von einer zügigen Realisierung des Vorha-
bens auszugehen.

Der überwiegende Großteil des Plangebietes 
stellt sich als unbebaute Grünflächen mit 
vereinzelten Gehölzstrukturen dar. 

Die Umgebung des Plangebietes ist durch 
Wohnnutzung samt privater Freiflächen 
(Privatgärten), unbebauten Grünflächen 
und dem Schwimmbad mit angrenzender 
Tennishalle geprägt. 

Topografie des Plangebietes

Das Plangebiet fällt von der nordwestlichen 
(386,00 NHN) zur südöstlichen Geltungsbe-
reichsgrenze  (375,00 NHN) hin kontinuier-
lich ab.

Die Topografie hat Auswirkungen auf die 
Konzeption der Erschließung, der Entwässe-
rung des Plangebietes sowie auf die Fest-
setzungen des Bebauungsplanes (insbeson-
dere die Anordnung der Baukörper durch 
Ausweisung der Baufenster und Höhe der 
baulichen Anlagen). Durch das 
Planvorhaben wird es zu geringfügigen Re-
liefveränderungen kommen, da Gelände-
modellierungen erforderlich sein werden, 
um eine zweckmäßige Bebauung des 
Plangebietes zu ermöglichen. 

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Kataster mit Geltungsbereich des Plangebietes (schwarze Balkenlinie), ohne Maßstab; Quelle: LVGL; Bearbeitung: Kernplan
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Verkehrsanbindung

Das Plangebiet verfügt derzeit über keine 
direkt bestehende interne verkehrliche Er-
schließung. Im Zuge der Realisierung des 
Planvorhabens ist die Neuerrichtung eines 
Stichstraßensystems von der Straße „Zum 
Schwimmbad“ aus geplant.

Die Straße „Zum Schwimmbad“ bindet das 
Plangebiet im weiteren Verlauf an das örtli-
che und überörtliche Verkehrsnetz an.

Ver- und Entsorgung

Die für die geplante Nutzung erforderliche 
Ver- und Entsorgungsinfrastruktur ist auf-
grund der bestehenden benachbarten Be-
bauung bereits im Umfeld grundsätzlich 
vorhanden (Wasser, Elektrizität, etc.).

Das Plangebiet ist im Trennsystem zu ent-
wässern. Das anfallende Schmutzwasser 
soll in die bestehende angrenzende Kanali-
sation abgeleitet werden.

Für die Entsorgung des Niederschlagswas-
sers gilt gem. § 49 a SWG: 
„Niederschlagswasser von Grundstücken, 
die nach dem 1. Januar 1999 erstmals be-
baut, befestigt oder an die öffentliche Ka-
nalisation angeschlossen werden, soll (...) 

vor Ort genutzt, versickert, verrieselt oder in 
ein oberirdisches Gewässer eingeleitet wer-
den, (...).“

Anfallendes Niederschlagswasser soll de-
zentral über die belebte Bodenzone vor Ort 
versickert werden oder gedrosselt über 
einen neu zu errichtenden Regenwasserka-
nal in den angrenzenden Vorfluter (Dünkel-
bach) eingeleitet werden. Hierzu bedarf es 
einer Einleiterlaubnis gem. § 10 WHG.

Gemäß dem Kartendienst zur potenziellen 
Versickerungseignung ist der Geltungsbe-
reich für eine Versickerung bedingt geeig-
net. (Quelle: LVGL, GeoPortal Saarland, 
Stand der Abfrage: 21.05.2019).

Die nach § 49a SWG geltenden Vorgaben  
zur Beseitigung des Niederschlagswassers 
(Nutzung, Versickerung, Verrieselung, Ein-
leitung des Niederschlagswassers in ein 
oberirdisches Gewässer) sind damit erfüllt.

Die konkretisierten Planungen / Detailpla-
nungen müssen vor der Bauausführung 
noch mit den Versorgungsträgern abge-
stimmt werden.

Plangebiet (rote Balkenlinie) und Umgebungsnutzung; Quelle: LVGL; Bearbeitung: Kernplan
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Karte zur potenziellen Versickerungseignung; Quelle: GeoPortal Saarland; Stand: 21.05.2019
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be­
lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

zentralörtliche Funktion, Siedlungsachse Grundzentrum Freisen / Oberkirchen (bipolar)

Vorranggebiete nicht betroffen

zu beachtende Ziele und Grundsätze •	 (Z 12): Konzentration der Siedlungsentwicklung in den zentralen Orten entlang der 
Siedlungsachsen (ausgewogene Raumstruktur, Vermeidung flächenhafter Siedlungs-
strukturen, Erreichbarkeitsverhältnisse): erfüllt

•	 (Z 17, 21) Nutzung der im Siedlungsbestand vorhandenen Potenziale; bedarfsgerech-
te, städtebaulich sinnvolle Arrondierung des Siedlungsbestandes statt Ausdehnung in 
den Außenbereich: erfüllt

•	 (G 29) Arrondierungen bzw. Erweiterungen des Siedlungskörpers sollen sich bedarfs-
gerecht an den kulturlandschaftstypischen Siedlungs-, Erschließungs- und Bauformen 
orientieren. Auf eine dem Bestand angepasste Maßstäblichkeit soll geachtet werden: 
erfüllt

•	 keine Restriktionen für das Vorhaben

Kriterium Beschreibung

Landschaftsprogramm •	 keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

nicht betroffen

Naturpark Lage im Naturpark Saar-Hunsrück: aufgrund der Lage des Geltungsbereiches im Sied-
lungszusammenhang sowie der fehlenden nennenswerten Bedeutung des Gebietes für 
Landschaftsbild und Erholung stellt dies kein Widerspruch dar

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, 
Landschaftsschutz-, Wasserschutzgebiete, 
Überschwemmungsgebiete, Geschützte 
Landschaftsbestandteile, Nationalparks, 
Naturparks, Biosphärenreservate 

nicht betroffen

Denkmäler / Naturdenkmäler / archäolo-
gisch bedeutende Landschaften nach § 6 
SDSchG oder in amtlichen Karten ver-
zeichnete Gebiete

nicht betroffen

Einwohner*
Bedarfs-
faktor

WE-Bedarf 
bis 2030

Reserve 
FNP in ha

Dichte LEP
Reserve 
FNP in WE

Baulücken 
in rechtskr. 
B-Plänen**

WE-Bedarf 
aktuell

Spalten A B C D E F G H

Berechnung A/1000xBx12 DxE C-F-G

Oberkirchen 2.432 2,5 73 1,4 20 28 14 31

Baulücken und künftiger Wohnungsbedarf im Ortsteil Oberkirchen; Quelle: Gemeinde Freisen, Stand: 14.05.2018
*  Quelle: Gemeinde Freisen (Stand: 20.07.2017)
** Baulücken in Satzungen gem. § 34 Abs. 4 BauGB sind in der Bilanz enthalten.
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Kriterium Beschreibung

Geschützter unzerschnittener Raum nach 
§ 6 Abs. 1 SNG

nicht betroffen

Informelle Fachplanungen •	 aufgrund der offiziell vorliegenden Geofachdaten keine Hinweise auf das Vorkom-
men ökologisch hochwertiger Biotoptypen oder Arten: innerhalb oder im Umfeld 
des räumlichen Geltungsbereiches keine Arten oder Flächen im Datenmaterial des 
Arten- und Biotopschutzprogramms (ABSP, ABSP-Artpool alt und 2005) und in der 
Datensammlung ABDS (Arten- und Biotopschutzdaten 2013 Saarland) enthalten. 
Ebenso wenig sind im LUA/ZfB-Datenmaterial mit planungsrelevanten Vogel- und 
Fledermausvorkommen Fundorte im  Umfeld des Plangebietes enthalten 

•	 Räumlicher Geltungsbereich sowie dessen Umfeld nicht im Rahmen der Biotopkar-
tierung erfasst (Internet-Abruf April 2018)

•	 Auf der Grundlage der offiziellen Geofachdaten keine Hinweise darauf, dass be-
sonders seltene oder schützenswerte Arten oder ökologisch hochwertige Biotope 
betroffen sein könnten; dies gilt insbesondere für gesetzlich geschützte Biotope und 
FFH-Lebensraumtypen

Allgemeiner Artenschutz

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere 
und Pflanzen (§ 39 Abs. 5 Punkt 2 
BNatSchG)

Da von dem Planvorhaben Gehölze betroffen sind, ist der allgemeine Schutz wild leben-
der Pflanzen und Tiere zu beachten, d.h. um eine Zerstörung besiedelter Fortpflanzungs-
stätten und damit gleichzeitig eine Tötung von Tieren zu verhindern, sind die notwendi-
gen Rodungen und Gehölzentfernungen außerhalb der Zeit zwischen 1. März und 30. 
September durchzuführen.

Besonderer Artenschutz (§§ 19 und 44 des BNatSchG)

Störung oder Schädigung besonders ge-
schützter Arten bzw. natürlicher Lebens-
räume nach USchadG,  Verbotstatbestand 
nach § 44 BNatSchG

Zu den artenschutzrechtlich relevanten 
Arten zählen alle gemeinschaftsrechtlich 
geschützten Tier- und Pflanzenarten d. h. 
alle streng geschützten Arten inklusive der 
FFH-Anhang-IV-Arten sowie alle europäi-
schen Vogelarten. „Allerweltsarten“ mit 
einem landesweit günstigen Erhaltungs-
zustand und einer großen Anpassungs-
fähigkeit (d. h. bei diesen Arten sind keine 
populationsrelevanten Störungen und kei-
ne Beeinträchtigungen der ökologischen 
Funktion ihrer Lebensstätten, insbesonde-
re der Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu 
erwarten) werden nicht einzeln geprüft

bestehende Vorbelastungen:

•	 Lage im direkten Siedlungsanschluss von Oberkirchen mit nach Westen angrenzen-
dem Schwimmbad inkl. Parkplatz, im Nordwesten liegende Tennishalle/Tennisplätze, 
nach Süden angrenzenden Wohnnutzungen inkl. Gärten sowie den dazugehören-
den Verkehrserschließungen (u.a. L 122) mit entsprechenden Beeinträchtigungen

•	 gesamter räumlicher Geltungsbereich infolge der umgebenden Nutzungen durch Be-
wegungsunruhe und Lärm deutlich vorbelastet

Habitatausstattung des räumlichen Geltungsbereiches auf der Grundlage einer Gelände-
begehung Ende April 2018

•	 größtenteils schwach wechselfeuchte Wiese: nördliche Hälfte stickstoffreich, südli-
che Hälfte und kleinerer Bereich im Norden neben Stickstoff- auch Magerkeitszeiger: 
u.a. Anthoxanthum odoratum, Alopecurus pratensis, Arrhenatherum elatius, Holcus 
lanatus, Dactylis glomerata, Poa pratensis, Poa angustifolia, Trifolium pratense, Cen-
taurea jacea, Rumex acetosa, Taraxacum officinale agg.(stellenweise auch in höhe-
ren Deckungsgraden), Cardamine pratensis, Plantago lanceolata, Bellis perennis, Ra-
nunculus repens, Ranunculus acris, Galium album, Achillea millefolium, kleinflächig 
in geringen Deckungen Hypochaeris radicata, Leucanthemum vulgare, Knautia ar-
vensis, Luzula campestris, Ranunculus bulbosus, Trisetum flavescens; teilweise auch 
Kennarten des FFH-Lebensraumtyps 6510 vorhanden, bei der aktuell festgestellten 
Situation  aber nur in geringen Deckungen sowie deutlich von stickstoffreichen Ar-
ten überlagert, daher aktuell keine Einstufung als FFH-LRT 6510-Wiese 

•	 im Norden angepflanzte Laubbaumhecke mit geringem bis mittlerem Stammholz: 
u.a. Feldahorn, Schlehe, Hasel, Weißdorn, Hundsrose

•	 im Südosten altersdurchmischtes Feldgehölz mit v.a. Kirsche mit geringem bis sehr 
starkem Stammholz (schwerpunktmäßig mittleres Stammholz), daneben u.a. Hasel, 
Weißdorn, Hainbuche, Traubenkirsche, Feldahorn, Salweide; stickstoffreiche Kraut-
schicht
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Kriterium Beschreibung

•	 im Osten Richtung Dünkelbach: stickstoffreiche Wiesenbrache mit dominierend Urti-
ca dioica, daneben Anthriscus sylvestris, Alopecurus pratensis, Dactylis glomerata, 
Poa pratensis, Ficaria verna, Lamium purpureum, Angelica sylvestris, Glechoma he-
deracea, Heracleum sphondylium;  teilweise aufkommende Schlehen- und Zwetsch-
gen-Verjüngung

•	 entlang des Dünkelbaches: stickstoffreiche Feucht- und Nasswiesenbrache mit u.a. 
Cardamine pratensis, Juncus glomerata, Caltha palustris, Glechoma hederacea, Urti-
ca dioica, Angelica sylvestris, Ficaria verna, Cirsium palustre, Galium aparine, Cirsi-
um arvense; unterhalb der Uferböschung einreihiger Erlen-(Grau-)Weidensaum, teil-
weise auch Weißdorn, Traubenkirsche, Brombeere

Bedeutung als Lebensraum für abwägungs- oder artenschutzrechtlich relevante Tier- und 
Pflanzenarten:

•	 die offiziell verfügbaren Geofachdaten führen im Gebiet keine ökologisch bedeutsa-
men Tier- oder Pflanzenarten auf und das Plangebiet wurde auch nicht im Rahmen 
der Biotopkartierung erfasst

•	 aufgrund der bestehenden Vorbelastungen, die mit einem hohen Störgrad verbun-
den sind, Bedeutung des Plangebietes als Lebensraum für planungsrelevante Tiere 
deutlich eingeschränktkeine Hinweise auf Konflikte mit abwägungs- oder 
artenschutzrechtlich relevanten Tierarten erkennbar, insbesondere keine Fortpflan-
zungsräume streng geschützter Tierarten vorhanden. Dies bezieht sich auf sämtliche 
im Saarland vorkommende potenziell betroffenen gemeinschaftsrechtlich geschütz-
ten Pflanzen und Tiere (Libellen, Fische, Muscheln, Rundmäuler, Weichtiere, Krebse, 
Reptilien, Amphibien, Tagfalter, Käfer, Heuschrecken, Säugetiere, streng geschützte 
Vogelarten/Anhang-Arten), für die der Planungsraum keinen geeigneten Lebens-
raum bietet. Eine Ausnahme könnten Fledermäuse darstellten, die Bäume mit teil-
weise auch (sehr) starken Stammholzes des im Südosten liegenden Feldgehölzes als 
Quartier nutzen könnten.

•	 weder Brutstätten von Vogelarten des Anhangs I der Vogelschutzrichtlinie noch 
Fundnachweise für Rast- und Zugvogelarten im Geltungsbereich bekannt und auf-
grund der Lage, der Habitatausstattung sowie der bestehenden Vorbelastungen 
auch nicht zu erwarten

•	 Europäische Vogelarten: im Rahmen einer Geländebegehung Ende April 2018 wur-
den nur häufige und allgemein verbreitete Arten erfasst: Amsel, Buchfink, Kohlmei-
se, Blaumeise, Zilpzalp, Grünfink, Mönchsgrasmücke, Klappergrasmücke, Sing-
dros-sel, Wacholderdrossel

•	 Geltungsbereich zwar Lebensraum sowohl zur Jagd/Nahrungssuche als auch in den 
Gehölzbeständen und Einzelbäumen zur Fortpflanzung von sonstigen europäischen 
Vogelarten, jedoch maximal nicht essentielles Teilhabitat  einzelner Individuen von 
(sehr) häufigen und ubiquitär verbreiteten störungsunempfindlichen Vogelarten mit 
wenig spezialisierten Ansprüchen und großer Anpassungsfähigkeit sowie (sehr) gu-
tem Erhaltungszustand betroffen; bei potenziell entstehenden lokalen, kleinflächi-
gen Habitatverlusten (sowohl zur Nahrungssuche als auch zur Fortpflanzung) be-
stehen für die betroffenen Individuen aufgrund der ländlichen Lage mit in der unmit-
telbaren Umgebung liegenden Gehölzbeständen und strukturreichem Grünland 
ausreichend Ausweichmöglichkeiten in den benachbarten Lebensräumen. Da für all-
gemein verbreitete Vogelarten nie alle möglichen Habitatstrukturen vollständig be-
setzt sind ist dies problemlos möglich.
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Kriterium Beschreibung

artenschutzrechtliche Beurteilung:

•	 für alle potenziell betroffenen Tierartgruppen gilt: einzelne Individuen von weit ver-
breiteten, euryöken und störungsunempfindlichen Arten mit breitem Habitatspekt-
rum, wenig spezialisierten Ansprüchen und (sehr) gutem Erhaltungszustand kön-
nen zwar kleinflächig nicht essentielle Teil-Habitate verlieren, die örtlichen Tier-Popu-
lationen werden jedoch auf Grund der großen Anpassungsfähigkeit, des großen Ak-
tionsradius (Vögel, Fledermäuse), des Vorhandenseins ausreichend großer vergleich-
barer Lebensräume im direkten Umfeld, auf die ausgewichen werden kann, sowie 
des landesweit (sehr) guten Erhaltungszustandes keine erheblichen Beeinträchti-
gungen erfahren; zu einer signifikanten und nachhaltigen Änderung des Fortpflan-
zungserfolges mit einer dadurch hervorgerufenen Veränderung des Erhaltungszu-
standes der Populationen wird es nicht kommen.

•	 Eine Ausnahme könnten Fledermäuse darstellten, die Bäume mit teilweise auch 
(sehr) starken Stammholzes des im Südosten liegenden Feldgehölzes als Quartier 
nutzen könnten, d.h. die Betroffenheit von Fledermaus-Quartieren kann ohne spe-
zielle Untersuchungen nicht ausgeschlossen werden

•	 nach derzeitigem Kenntnisstand können bei Beachtung der Rodungszeit außerhalb 
der Fortpflanzungszeit der Tiere erhebliche nachteilige Beeinträchtigungen von 
artenschutzrechtlich relevanten Arten ausgeschlossen werden; mit dem Eintritt ei-
nes Verbotstatbestandes im Sinne des § 44 BNatSchG ist nicht zu rechnen (poten-
zielle Ausnahme: Fledermaus-Quartiere)

Auswirkungen im Sinne des Umweltschadensgesetzes: 

•	 Keine Hinweise darauf, dass es zu Schäden an bestimmten Arten und natürlichen Le-
bensräumen nach § 19 des Bundesnaturschutzgesetzes kommen könnte, die einer 
Haftungsfreistellung entgegenstehen könnten.  Die Wiese zeigt aber zumindest stel-
lenweise auch eine Reihe von Kennarten des FFH-Lebensraumtyps 6510. Auf der 
Grundlage der aktuellen Situation aber keine Einstufung als FFH-LRT 6510-Wiese 

Zwischenfazit •	 Nach derzeitigem Kenntnisstand kein Verbotstatbestand im Sinne des § 44 
BNatSchG; Voraussetzungen für Haftungsfreistellung für Schäden an bestimmten Ar-
ten und natürlichen Lebensräumen nach § 19 BNatSchG erfüllt (potenzielle Ausnah-
men: Fledermäuse, FFH-LRT 6510-Wiese)
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Kriterium Beschreibung

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan •	 Darstellung: Sonderbaufläche

•	 Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB nicht erfüllt; der Flächennutzungsplan ist 
gem. § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung anzupassen

Bebauungsplan Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes „Sondergebiet Sport-, Freizeit-, und 
Hotelanlage“ neue Bezeichnung „Weiselbergpark“(2008)

Relevante Festsetzungen im Bereich des Plangebietes:

•	 Sondergebiet Sport- und Freizeitpark, Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (M3)

•	 Maß der baulichen Nutzung: GRZ 0,6; GFZ 1,2; TH max. 7,50 m; 

Ausschnitt des rechtskräftigen Bebauungsplanes mit Geltungsbereich (schwarze Balken-
linie) der vorliegenden Planung:
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Das Projekt

Berücksichtigung von  
Standortalternativen

In der Gemeinde Freisen besteht eine anhal-
tende Nachfrage nach finanzierbaren 
Wohnbaugrundstücken, die aktuell auf-
grund fehlender verkaufsbereiter Eigentü-
mer nicht gedeckt werden kann. 

Im Flächennutzungsplan sind keine weite-
ren Potenzial-Wohnbauflächen vorgesehen.

Eine Betrachtung von Planungsalternativen  
und -standort kann aus folgenden Gründen 
außen vor bleiben:

•	 aufgrund der Eigentumsverhältnisse 
(kommunales Eigentum geplant) bietet 
der Standort großes Potenzial für eine 
lückenlose und zügige Entwicklung und 

Realisierung des Gebietes, ohne weitere 
Baulücken zu produzieren,

•	 das Plangebiet liegt am nördlichen 
Siedlungsrand des Ortsteils Oberkir-
chen. Der umgebende Bereich ist hier 
überwiegend von Wohnbebauung und  
das Wohnen nicht störende Einrichtun-
gen (Schwimmbad und Tennishalle) ge-
prägt. Somit sind weder vom Plangebiet 
auf die Umgebungsnutzung noch von 
der Umgebung auf das Plangebiet 
nachteilige Auswirkungen zu erwarten,

•	 es handelt sich um eine sinnvolle Arron-
dierung des bestehenden Siedlungs
körpers, das Baugebiet Am Hobelbach 
kann fortgesetzt werden,

•	 das Plangebiet verfügt über eine gute 
Anbindung an das örtliche und 

überörtliche Verkehrsnetz, die Straße 
„Zum Schwimmbad“ ist bereits ausge-
baut. 

Städtebauliche Konzeption

Die vorgesehene Bebauung dient der Ab-
rundung des Siedlungskörpers im Anschluss 
an die Wohnbebauung der Straße „Am Ho-
belbach“. Die Bebauung soll den bestehen-
den Charakter der angrenzenden 
Wohnbebauung aufnehmen und zu einem 
nachhaltigen, barrierefreien und familien-
freunlichen Gebiet weiterentwickeln.

Der Maßstab der neuen Bebauung orien-
tiert sich an der umliegenden Bebauung der 
Straßen „Zum Schwimmbad“ und „Am Ho-

Städtebauliches Konzept, Stand: Januar 2018; Quelle: Kernplan
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belbach“ und stellt die nahtlose Integration 
der neuen Baukörper in die Umgebung si-
cher. Räumlich orientiert sich die Planung 
weitestgehend an den südlich und südwest-
lich angrenzenden bestehenden 
Wohnbauflächen in einer offenen max. 
zweigeschossigen Bauweise. Dies gewähr-
leistet ein harmonisches Einfügen in den 
Bestand.

Angedacht ist die Ausweisung von ca. 20 
bis 22 Baustellen mit Einzel- und Doppel-
häusern, bei Grundstücksgrößen von 380 
bis 850 m2. Über flexibel parzellierbare 
Grundstücke wird zudem eine größtmögli-
che Flexibilität bei der Entwicklung durch 
die Organisation der Bebauung in Form so-
genannter Wohnhöfe gewährleistet.

Die Grundstücke, Gebäude und Freiflächen 
sind dabei so angeordnet, dass eine opti-
male Belichtung und Besonnung gewähr-
leistet ist. Zudem ist die Versorgung der ein-
zelnen Gebäude durch Anschluss an das 
Kalte Nahwärmenmetz geplant.

Zu den westlich und nördlich angrenzenden 
Straßen wird das Plangebiet durch eine 3 m 
breite Baum-Strauch-Hecke eingegrünt, 
welche als Sichtschutz dient.

Die neu anzulegende Erschließungsstraße 
bildet die zentrale Achse und wird als 
Mischverkehrsfläche mit vier abgehenden 
Erschließungsstichen angelegt. Die Stich-
straßen dienen neben der Erschließungs-
funktion insbesondere der Kommunikation 
und dem Aufenthalt der Bewohner. Durch-
gangsverkehr ist nicht möglich. Hierdurch 
ergibt sich eine gesteigerte Wohnqualität. 
Zudem wird das Plangebiet über einen Fuß-
weg an den parallel zur Bachaue des Dün-
kelbaches verlaufenden Feldweg ange-
schlossen. 

Der ruhende Verkehr soll innerhalb des neu-
en Wohngebietes organisiert werden. Die 
Stellplätze sind den Gebäuden auf ihren je-
weiligen Grundstücken zugeordnet. Pro 
Wohneinheit sind mindestens 2 Abstell-
möglichkeiten vorzuweisen. 

Darüber hinaus dient eine weitere Grünflä-
che im Osten dem Erhalt der Bachaue und 
Einhaltung eines Mindestabstandes 
(Schutzstreifen) zum Gewässer von 10 m 
nicht überbaubarer Fläche. 

Zur Konkretisierung des Projektes wurden 
zwei denkbare Erschließungskonzepte für 
das Wohngebiet erstellt. Das alternative 
Konzept sieht die Erschließung in Form 
einer nach Osten halbkreisförmig verlaufen-
den  Ringstraße vor, an der die Einzel- und 
Doppelhäuser beidseitg angeordnet werden 
sollen. 

Aufgrund des angestrebten Ziels zur Ent-
wicklung eines nachhaltigen, barrierefreien 
und familienfreundlichen Wohngebietes als 
Baustein des Modellprojektes „Energiedorf 
Oberkirchen“ wurde die Ertschließungsvari-
ante „Wohnhöfe“ weiter ausgearbeitet. 
Diese entspricht aufgrund der damit ver-
bundenen optimierten Belichtungs- und Be-
sonnungssituation der Gebäude, der 
Kommunikations- und Aufenthaltsfunktion 

Alternatives Konzept, Stand: November 2017; Quelle: Kernplan
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der privaten Erschließungsstichstraßen so-
wie  Ausschluß von Durchgangsverkehr 
dem angestrebten Ziel der Planung.



Bebauungsplan „Wohngebiet Weiselberg“, Gemeinde Freisen 16 www.kernplan.de

Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte

Art der baulichen Nutzung 	
Allgemeines Wohngebiet

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 4 
BauNVO

Ein Allgemeines Wohngebiet ist ein Bauge-
biet, dessen Zweckbestimmung vorwiegend 
dem Wohnen dient. Im Unterschied zum 
Reinen Wohngebiet können jedoch auch er-
gänzende öffentliche und private Einrich-
tungen, welche die Wohnruhe nicht we-
sentlich stören, zugelassen werden.

Ziel dieses Bebauungsplanes ist es, ein Ge-
biet zu entwickeln, welches vorwiegend 
dem Wohnen dient. Auch vereinzelt das 
Wohnen ergänzende und mit dem Wohnen 
verträgliche Nutzungen sind an diesem 

Standort denkbar (z. B. nicht störende 
Dienstleister, freiberufliche Nutzung sowie 
nicht störende Handwerksbetriebe).

Die Umgebung dient ebenfalls überwie-
gend dem Wohnen und als Standort von 
Nutzungen, die die Wohnruhe nicht wesent-
lich stören. Dem Ziel der Intensivierung der 
Wohnnutzung wird Rechnung getragen. Die 
Festsetzung hat auch nachbarschützenden 
Charakter, sodass bauplanungsrechtlich 
nicht von gegenseitigen Beeinträchtigun-
gen auszugehen und durch den Verord-
nungsgeber die Sicherung gesunder Wohn-
verhältnisse gewahrt ist.

Allerdings sind nicht alle Nutzungen des 
Kataloges des Allgemeinen Wohngebietes 
an diesem Standort realisierungsfähig. 

Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 
die der Versorgung des Gebiets dienenden 
Läden sowie Schank- und Speisewirtschaf-
ten werden ausgeschlossen. Das Gebiet ist 
insbesondere erschließungstechnisch für 
diese Nutzungen nicht geeignet (Zufahrt, 
Unterbringung des ruhenden Verkehrs). Da-
rüber hinaus sind diese Nutzungen von Sei-
ten der Gemeinde städtebaulich nicht ge-
wünscht.

Gartenbaubetriebe und Tankstellen werden 
ausgeschlossen, da diese aufgrund ihrer 
möglichen Immissionsbelastung nachteilige 
Auswirkungen auf die Wohnnutzung sowie 
auf die Wohnruhe und -qualität haben kön-
nen. Auch dem üblicherweise erhöhten Flä-

Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplanes, ohne Maßstab; Quelle: Kernplan
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VERFAHRENSVERMERKE
• Der Gemeinderat der Gemeinde Freisen hat am 

__.__.____ die Einleitung des Verfahrens zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes „Wohngebiet 
Weiselberg“ beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

• Der Beschluss, diesen Be bau ungs plan aufzustel-
len, wurde am __.__.____ ortsüblich bekannt 
gemacht (§ 2 Abs. 1 BauGB).

• Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel-
tungsbereich des Bebau ungs planes gelegenen 
Flurstücke hinsichtlich ihrer Grenzen und Bezeich-
nungen mit dem Liegen schaftskataster überein-
stimmen.

• Der Bebauungsplan wird gem. § 13b i.V.m. 
§ 13a BauGB im vereinfachten Verfahren aufge-
stellt. Gem. § 13a Abs. 3 und 4 BauGB wird eine 
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB nicht 
durchgeführt.

• Der Gemeinderat der Gemeinde Freisen hat 
in seiner Sitzung am __.__.____ den Ent-
wurf gebilligt und die öffentliche Auslegung des 
Bebauungsplanes „Wohngebiet Weiselberg“ be-
schlossen (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

• Der Entwurf des Bebauungs planes, bestehend 
aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil 
(Teil B) sowie der Begründung, hat in der Zeit 
vom __.__.____ bis einschließlich __.__.____ 
öffentlich ausgelegen (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 
Abs. 2 BauGB).

• Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem 
Hinweis, dass Stellungnahmen während der Aus-
legungsfrist von jedermann schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch per Mail abgegeben wer-
den können, dass nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben 
können, am __.__.____ ortsüblich bekannt ge-
macht (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie die Nachbargemeinden wur-
den mit Schreiben vom __.__.____ von der 
Auslegung benachrichtigt (§ 13a BauGB i.V.m. 
§ 4 Abs. 2 BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB). Ih-
nen wurde eine Frist bis zum __.__.____ zur 
Stellung nahme eingeräumt.

• Während der öffentlichen Auslegung gingen sei-
tens der Behörden und der sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange, der Nachbargemeinden sowie 
der Bürger Anregungen und Stellungnahmen ein. 
Die Abwägung der vorgebrachten Bedenken und 
Anregungen erfolgte durch den Gemeinderat am 
__.__.____. Das Ergebnis wurde denjenigen, die 
Anregungen und Stellungnahmen vorgebracht 
haben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB). 

• Der Gemeinderat hat am __.__.____ den Be-
bauungsplan „Wohngebiet Weiselberg“ als Sat-
zung beschlossen (§ 10 Abs. 1 BauGB). Der Be-
bauungsplan besteht aus der Planzeichnung (Teil 

A) und dem Textteil (Teil B) sowie der Begrün-
dung.

• Der Bebauungsplan „Wohngebiet Weiselberg“ 
wird hiermit als Satzung ausgefertigt.

 Freisen, den __.__.____   

 ________________

 Der Bürgermeister

• Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschrif-
ten sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 
BauGB, ferner auf Fälligkeit und Erlöschen der 
Entschädigungsansprüche gem. § 44 Abs. 3 
Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und auf die 
Rechtsfolgen des § 12 Abs. 6 KSVG hingewiesen 
worden.

• Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungs-
plan „Wohngebiet Weiselberg“, bestehend aus 
der Plan zeich nung (Teil A) und dem Textteil (Teil 
B) sowie der Begründung, in Kraft (§ 10 Abs. 3 
BauGB).

 Freisen, den __.__.____   

 ________________

 Der Bürgermeister

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes gelten u.a. folgende Ge-
setze und Verordnungen:
• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634).
• Baunutzungsverordnung in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I 
S. 3786).

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne 
und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichen-
verordnung - PlanzV) vom 18. Dezember 1990 
(BGBI. I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057).

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 8 des Gesetzes vom 13. Mai 2019  (BGBI. 
I S. 706).

• Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 3 
Absatz 3 des Gesetzes vom 27. September 2017 
(BGBl. I S. 3465). 

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
04. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2254).

• Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBI. I S. 1274), das zuletzt geändert durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771).

• § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
(KSVG) des Saarlandes in der Fassung der Bekannt-

machung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 682), zu-
letzt geändert durch das Gesetz vom 15. Juni 2016 
(Amtsbl. I S. 840).

• Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 
des Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, zu-
letzt geändert durch das Gesetz vom 13. Juni 2018 
(Amtsbl. I S. 632).

• Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saar-
land - Saarländisches Naturschutzgesetz - (SNG) - 
vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 726), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 13. Februar 2019 
(Amtsbl. I S. 324).

• Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Art. 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung des 
saarländischen Denkmalschutzes und der saar-
ländischen Denkmalpflege) vom 13. Juni 2018 
(Amtsbl. 2018, S. 358).

• Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 
1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
30. Juli 2004 (Amtsbl. S. 1994), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 13. Februar 2019 (Amtsbl. 
I S. 324).

• Saarländisches Gesetz zur Ausführung des Bun-
des-Bodenschutzgesetzes (Saarländisches Boden-
schutzgesetz - SBodSchG) vom 20. März 2002, zu-
letzt geändert durch das Gesetz vom 21. November 
2007 (Amtsbl. S. 2393). 

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

• Der Bebauungsplan wird gem. § 13 b BauGB i.V.m. 13 a BauGB aufgestellt. Die Vorschriften des § 13 BauGB 
gelten entsprechend. Damit wird gem. § 13 Abs. 3 BauGB von einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB,  
von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten um-
weltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 
1 BauGB und gem. § 13 Abs. 2 BauGB von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und 
§ 4 Abs. 1 BauGB abgesehen.

• Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Freisen stellt für den Geltungsbereich eine Sonder-
baufläche dar. Das Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB ist somit nicht erfüllt. Der Flächennutzungsplan 
ist gem. § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung anzupassen.

• Der Bebauungsplan „Wohngebiet Weiselberg“ ersetzt innerhalb seines Geltungsbereiches die rechtskräftige 
Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes „Sondergebiet Sport-, Freizeit-, und Hotelanlage“ neue 
Bezeichnung „Weiselbergpark“ von 2008.

• Baudenkmäler und Bodendenkmäler sind nach heutigem Kenntnisstand von der Planung nicht betroffen. Al-
lerdings sind in einer Entfernung von 300 m nordwestlich des Planungsgebietes römische Funde bekannt, 
sodass Bodendenkmale im Planungsgebiet nicht ausgeschlossen werden können.. Auf die Anzeigepfl icht von 
Bodenfunden und das Veränderungsverbot (§ 16 Abs. 1 und 2 SDschG) wird hingewiesen.

• Nach § 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG ist es verboten, Bäume, die außerhalb des Waldes und von Kurzumtrieb-
splantagen oder gärtnerisch genutzten Grundflächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und andere 
Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden, zu roden oder auf den Stock zu set-
zen.

• Sollten wider Erwarten Kampfmittel gefunden werden (Zufallsfunde), so ist über die zuständige Polizeidienst-
stelle der Kampfmittelbeseitigungsdienst unverzüglich zu verständigen.

• Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberflächenabflüsse aufgrund von 
Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfluss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf kein 
zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überflutungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberflächenplanung 
vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von möglichen 
Überflutungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und Grundstücks-
gestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken.

• Als Baustein des Modellprojektes „Energiedorf Oberkirchen“ des Verbundprojektes „Zukunft Dorf“ des Mo-
dellvorhabens „Land(Auf)Schwung“ beabsichtigt die Gemeinde Freisen über privatrechtliche Verträge einen 
Anschluss- und Benutzungszwang an das Kalte Nahwärmenetz für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
„Wohngebiet Weiselberg“ umzusetzen. Demnach ist der Wärmebedarf aus dem Wärmeversorgungsnetz zu 
decken (Benutzungszwang). Die Grundstücke sind an die Kalte Nahwärmeversorgungsanlagen anzuschließen 
(Anschlußzwang).

HINWEISE

Der Ufergehölzbestand des Dünkelbaches ist größt-
möglich zu erhalten. Bei dem vorhandenen und 
zu erhaltenden Baumbestand sind während der 
Baumaßnahmen und im Zuge der Bebauung die in 
der DIN 18920 formulierten Sicherungsvorkehrungen 
zu beachten. In der Aue erfolgt die Anlage von 
Feuchtbiotopen und fl achen Tümpeln sowie die 
Entwicklung von Hochstauden frischer Standorte wie 
auch die Entwicklung eines natürlichen Ufersaums 
mit nassen Hochstaudenfl uren und Röhricht sowie 
Ufergehölzen.

10. ANPFLANZUNG VON BÄUMEN, 
STRÄUCHERN UND SONSTIGEN 
BEPFLANZUNGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25 A BAUGB I.V.M. § 9 
ABS. 1 NR. 25 B BAUGB

Siehe Plan.

In den entsprechend gekennzeichneten Flächen ist  
eine 3 m breite Baum-Strauch-Hecke anzupfl anzen 
und dauerhaft zu erhalten. 
Die nicht überbaubaren Grundstücksfl ächen sind als 
intensiv begrünte Gartenfl ächen anzulegen, sofern sie 
nicht für Zufahrten, Stellplätze, Wege und Terrassen 
oder weitere Nebenanlagen benötigt werden. Zulässig 
sind alle Maßnahmen, die geeignet sind, eine anspre-
chende Durchgrünung des Wohngebietes und eine 
harmonische und optisch ansprechende Einbindung 
in das umgebende Landschafts- und Siedlungsbild 
zu erreichen, so dass ein harmonisches Gesamtbild 
entsteht. Für die Anpfl anzung von Gehölzen sind aus-
schließlich einheimische und regionaltypische Arten 
der Pfl anzliste zu verwenden. 
Pro angefangener 500 m² Grundstücksfl äche ist min-
destens ein hochstämmiger Obstbaum oder einheimi-
scher und regionaltypischer Laubbaum-Hochstamm zu 
pfl anzen und möglichst dauerhaft, mindestens jedoch 
für 20 Jahre zu erhalten. 

Mögliche Arten/Sorten sind in der unten stehenden 
Pfl anzliste aufgeführt.

Für die Hochstämme sind folgende Arten zu verwen-
den:
Hainbuche (Carpinus betulus), 
Stiel-/Trauben-Eiche (Quercus robur/petraea), 
Buche (Fagus sylvatica) 
Vogelkirsche (Prunus avium), 
Vogelbeere (Sorbus aucuparia), 
Winter/Sommerlinde (Tilia cordata/platyphyllos)
Traubenkirsche (Prunus padus),  
Walnuss (Juglans regia), 
Ahorn (Acer pseudoplatanus/platanoides/campestre)

Hochstämmige Obstbäume:
Der Verband der Gartenbauvereine Saarland - 
Rheinland-Pfalz e.V. hat auf seiner Internetseite eine 
Liste mit empfehlenswerten Apfel- und Birnensorten 
veröffentlicht. Daneben nennt die Broschüre 
„Apfelsorten im Saarland“des Ministeriums für Umwelt 
und Verbraucherschutz des Saarlandes empfehlens-
werte Apfelsorten für Garten und Obstbaumwiesen. 
Geeignete Arten und Sorten von hochstämmigen 
Obstbäumen sind daneben ausführlich in der Broschüre
„Obstsorten für den Streuobstbau in Rheinland-
Pfalz“(2003) beschrieben.

Mindestqualität der Hochstämme: 3-mal verpflanzt, 
mindestens 16-18 cm Stammumfang (StU)  gemessen 
in 1m Höhe.

11. GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan.

1.  ART DER BAULICHEN NUTZUNG
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M.

§ 4 BAUNVO

 ALLGEMEINES WOHNGEBIET

 zulässig sind:

 nicht zulässig sind:

Siehe Plan.

gem. § 4 BauNVO

gem. § 4 Abs. 2 BauNVO

1. Wohngebäude,
2. nicht störende Handwerksbetriebe (inkl. Räume / 

Gebäude für freie Berufe),
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesund-

heitliche und sportliche Zwecke.

gem. § 4 Abs. 3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 1 
BauNVO

1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
2. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,
3. Anlagen für Verwaltungen,
4. die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, 

Schank- und Speisewirtschaften,
5. Gartenbaubetriebe,
6. Tankstellen.

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. §§ 16-21A BAUNVO

2.1 GRUNDFLÄCHENZAHL 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 19 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die Grundfl ächenzahl (GRZ) wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 
1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 1 und 4 BauNVO auf 0,4 
festgesetzt.

Bei der Ermittlung der Grundfl äche sind im Übrigen 
gem. § 19 Abs. 4 BauNVO auch die Grundfl ächen von

1. Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3. baulichen Anlagen unterhalb der Gelände-

oberfl äche, durch die das Baugrundstück lediglich 
unterbaut wird,

mitzurechnen. 

Gem. § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die fest-
gesetzte GRZ durch Garagen und Stellplätze mit 
ihren Zufahrten, durch Nebenanlagen im Sinne des 
§ 14 BauNVO und durch bauliche Anlagen unterhalb 
der Geländeoberfl äche, durch die das Baugrundstück 
lediglich unterbaut wird, (§ 19 Abs. 4 Nr. 1 bis 3 
BauNVO) bis zu einer GRZ von 0,6 überschritten wer-
den.

2.2 HÖHE BAULICHER ANLAGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 18 BAUNVO

Siehe Plan. 
Maßgebender oberer Bezugspunkt für die maxi-
male Höhe ist die Oberkante der baulichen und 
sonstigen Anlagen (Gebäudeoberkante, Attika, etc.). 
Unterer Bezugspunkt für die maximale Höhe bau-
licher und sonstiger Anlagen ist die Oberkante der 
Erschließungsstraße gemessen an der straßenseitigen 
Gebäudemitte.

Die Gebäudeoberkante wird definiert durch den 
höchstgelegenen Abschluss einer Außenwand oder 
den Schnittpunkt zwischen Außenwand und Dachhaut 
(Wandhöhe) oder den Schnittpunkt zweier geneigter 
Dachflächen (Firsthöhe).

Durch Photovoltaikmodule / Solarmodule inkl. der zum 
Betrieb erforderlichen Anlagen und Bauteile kann die 
zulässige Oberkante überschritten werden.

2.3 ZAHL DER VOLLGESCHOSSE 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 20 ABS. 1 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die Zahl der Vollgeschosse wird gem. § 16 Abs. 2 
BauNVO und § 20 Abs. 1 BauNVO als Höchstmaß 
festgesetzt. 

3. BAUWEISE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 22 BAUNVO

Siehe Plan.
Es wird eine offene Bauweise festgesetzt. In der 
offenen Bauweise gem. § 22 Abs. 2 BauNVO sind 
Gebäude mit seitlichem Grenzabstand zu errichten. 
Innerhalb des Geltungsbereiches sind nur Einzel- und 
Doppelhäuser zulässig. Bei Doppelhäusern ist eine 
Grenzbebauung zulässig.

4. ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE 
GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 23 BAUNVO

Die überbaubaren Grundstücksfl ächen sind im 
Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO dür-
fen Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze nicht 
überschreiten. Demnach sind die Gebäude innerhalb 
des im Plan durch Baugrenzen defi nierten Standortes 
zu errichten. Ein Vortreten von Gebäudeteilen in 
geringfügigem Ausmaß kann zugelassen werden.

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksfl ächen sind 
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen 
(§ 14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck der 
in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebietes selbst dienen und die seiner Eigenart 
nicht widersprechen. Die Ausnahmen des § 14 
Abs. 2 BauNVO gelten entsprechend. (s. ergänzend 
Festsetzung der Fläche für Stellplätze)

Das gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach 
Landesrecht in den Abstandsfl ächen zulässig sind oder 
zugelassen werden können.

5. STELLPLÄTZE, CARPORTS UND GARAGEN
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB

Je Wohneinheit sind mind. 2 Stellplätze auf 
dem Privatgrundstück zu errichten. Garagen 
Abstellmöglichkeiten und Carports sind unter 
Einhaltung der Bestimmungen der Landesbauordnung 
auch außerhalb der Baugrenzen zulässig, mit Ausnahme  
zwischen Baugrenze und Straßenbegrenzungslinie. 
Garagen müssen mit einem Abstand von mindestens 
5 m von der Straßenbegrenzungslinie errichtet werden, 
davor sind Stellplätze zulässig.

6. HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER 
WOHNUNGEN JE WOHNGEBÄUDE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 6 BAUGB

Siehe Plan.

Je Wohngebäude sind maximal 2 Wohnungen zulässig.

7.   VERKEHRSFLÄCHE BESONDE-
RER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: 
MISCHVERKEHRSFLÄCHE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan.

 VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER 
ZWECKBESTIMMUNG; HIER: FUSSWEG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan.

 VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER 
ZWECKBESTIMMUNG; HIER: PRIVATE 
ERSCHLIESSUNG WOHNHOF
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan.
Die entsprechend festgesetzten Verkehrsfl ächen 
besonderer Zweckbestimmung sind Privateigentum 
der daran anliegenden Anwohner. Die Unterhaltung 
obliegt den jeweiligen Eigentümern.

8. FLÄCHEN FÜR VERSORGUNGSANLAGEN; 
HIER: WASSER UND „FERNWÄRME“
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 14 BAUGB

Siehe Plan.

9. FLÄCHEN FÜR MASSNAHMEN ZUM 
SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR 
ENTWICKLUNG VON NATUR UND 
LANDSCHAFT

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB

Siehe Plan.
Ausgehend von dem Verlauf des Baches wird auf 
Grundlage von § 56 SWG ein 10 m breiter Schutz-
streifen festgesetzt, der von Bebauung freizuhalten 
und naturnah zu bewirtschaften ist.

Der als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Natur und Landschaft fest-
gesetzte Auenbereich des Dünkelbaches wird erhalten 
und aufgeweitet. Der bestehende Teichdamm wird 
zurückgebaut; das natürliche Auenniveau wird wieder 
hergestellt. Die geplanten Brückenbauwerke sind mit 
einer ausreichend breiten lichten Weite auszuführen. 
Die Flächen sind absturzfrei mit einer durchgehenden 
Substratauflage von mindestens 30 cm herzustellen. 

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (GEM. § 9 BAUGB + BAUNVO)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 Landeswassergesetz)
• Das Plangebiet ist im Trennsystem zu entwässern.
• Das Schmutzwasser ist durch Anschluss an die vorhandene öffentliche Kanalisation zu entsorgen.
• Unbelastetes Niederschlagswasser ist dezentral vor Ort über die belebte Bodenzone zu versickern oder über 

einen neu zu errichtenden Regenwasserkanal gedrosselt in den angrenzenden Vorfl uter (Dünkelbach) einzu-
leiten. Hierzu ist eine Einleiterlaubnis gem. § 10 WHG erforderlich. Zuständig für die Erteilung der Erlaubnis 
ist das Ministerium für Umwelt und Verbraucherschutz als Oberste Wasserbehörde.

• Die Vorschaltung von Speichern (z.B. Zisterne) zur Brauchwassernutzung ist generell zulässig.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)
• Dachform: Zulässig sind Sattel-, Walm-, Krüppelwalm-, Zelt- und Flachdächer.
• Dacheindeckung: Zulässig sind Dacheindeckungen in grauer, schwarzer und  roter Farbe einschließlich aller 

Zwischentöne hiervon. Dacheindeckungen in glänzenden refl ektierenden Materialien sind unzulässig. Die 
Installation von Anlagen zur Nutzung von Solarenergie / Photovoltaik auf den Dachfl ächen ist zulässig.

• Fassadengestaltung: Unzulässig sind Fassadenverkleidungen aus glänzenden/refl ektierenden Materialien. 
• Mülltonnen sind entweder in Schränken einzubauen oder sichtgeschützt aufzustellen.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LBO UND SWG)

TEIL A: PLANZEICHNUNG

Die Katastergrundlage ist im Original bestätigt.
Stand Kataster: 30.06.2017

Die digitale Liegenschaftskarte entstand durch manuelles Digitalisieren der analogen Liegenschaftskarte. Durch Transformationsberechnungen wurde eine blattschnittfreie und homogene Liegenschaftskarte erzeugt. Demzufolge kann die Genauigkeit 
der digitalen Liegenschaftskarte auch nur der Genauigkeit der zugrunde gelegenen, analogen Liegenschaftskarte entsprechen. Werden aus der digitalen Liegenschaftskarte Koordinaten entnommen, muss für jede weitere Verwendung beachtet werden, 
dass die Genauigkeit im besten Falle die der grafischen Koordinaten (Präsentationskoordinaten) entspricht. Auch sonstige Maße (Spannmaße), die aus der digitalen Liegenschaftskarte abgeleitet werden, sind unter diesem Gesichtspunkt zu beurteilen.

PLANGEBIET

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN (§9 ABS. 6 BAUGB)
• Der Standort liegt im gemäß § 27 BNatSchG mit Verordnung vom 1.3.2007 festgesetzten „Naturpark 

Saar-Hunsrück“.

STÄDTEBAULICHES KONZEPT

Die Katastergrundlage ist im Original bestätigt.
Stand Kataster: 30.06.2017
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chenbedarf und den baulichen Anforderun-
gen dieser Nutzungen kann an diesem 
Standort nicht Rechnung getragen werden. 
Insbesondere Tankstellen haben üblicher-
weise ein erhöhtes Verkehrsaufkommen 
und sind auf eine gute Erreichbarkeit ange-
wiesen. Gartenbaubaubetriebe und Tank-
stellen sind darüber hinaus aus gestalteri-
schen Aspekten nicht in das Wohngebiet in-
tegrierbar. 

An anderer Stelle im Gemeindegebiet sind 
ausreichend Flächen bzw. geeignetere 
Standorte für die ausgeschlossenen Nut-
zungen vorhanden.

Maß der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 
21a BauNVO

Zahl der Vollgeschosse

Zur eindeutigen Bestimmung des Maßes 
der baulichen Nutzung ist eine dreidimen-
sionale Maßfestsetzung notwendig. Gemäß 
§ 20 Abs. 1 BauNVO gelten als Vollgeschos-
se die Geschosse, welche nach landesrecht-
lichen Vorschriften Vollgeschosse sind oder 
auf ihre Zahl angerechnet werden.

Die Zahl der Vollgeschosse orientiert sich 
weitestgehend an der umgebenden Wohn
bebauung der Straße „Am Hobelbach“. Die 
Festsetzung ermöglicht die Wahrung des 
städtebaulichen Charakters der Umgebung, 
die Gewährleistung der Entwicklung ortsty-
pischer Bauformen und somit ein harmoni-
sches Einfügen dieser Gebäude in den Be-
stand. 

Zusammen mit der Festsetzung der Höhe 
baulicher Anlagen kann somit innerhalb 
eines gestalterischen vorgegebenen Rah-
mens ein relativ einheitliches Erscheinungs-
bild im Plangebiet selbst und in Bezug auf 
die umliegende Bebauung sichergestellt 
werden, ohne die Baufreiheit zu sehr einzu-
schränken. 

Einer Beeinträchtigung des Ortsbildes wird 
damit entgegengewirkt. 

Höhe baulicher Anlagen

Ergänzend zur Festsetzung der Zahl der 
Vollgeschosse wird die Höhenentwicklung 
im Plangebiet über die Höhe baulicher Anla-
gen durch Festsetzung der max. zulässigen 
Gebäudeoberkante exakt geregelt.

Gleich der Begrenzung der Zahl der Vollge-
schosse wird auch mit der Festsetzung der 
Höhe baulicher Anlagen die Höhenent
wicklung auf eine Maximale begrenzt und 
so ein einheitliches Erscheinungsbild im Pla-
nungsgebiet sichergestellt sowie einer 
Beeinträchtigung des Erscheinungsbildes 
des Umfeldes entgegengewirkt. 

Die Höhe baulicher Anlagen orientiert sich 
weitestgehend an der Wohnbebauung der 
Umgebung des Plangebietes (s. auch Zahl 
der Vollgeschosse und örtliche Bauvorschrif
ten).

Mit der Höhenfestsetzung wird somit eine 
Einheitlichkeit sowohl von Bestand, als 
auch geplanter Nutzung gewährleistet. 
Einer gegenüber dem Bestand unverhältnis-
mäßigen überdimensionierten Höhenent-
wicklung wird vorgebeugt. 

Für die Festsetzung der Höhe der baulichen 
Anlagen sind gem. § 18 BauNVO eindeuti-
ge Bezugshöhen erforderlich, um die Höhe 
der baulichen Anlagen genau bestimmen zu 
können. Die Bezugshöhen sind der Festset-
zung zu entnehmen.

Grundflächenzahl (GRZ)

Die Grundflächenzahl nach §  19 Abs.  1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter Grundfläche je Qua-
dratmeter Grundstücksfläche zulässig sind. 
Demnach erfasst die Grundflächenzahl den 
Anteil des Baugrundstücks, der von bauli-
chen Anlagen überdeckt werden darf. Folg-
lich wird hiermit zugleich ein Mindestmaß 
an Freiflächen auf dem Baugrundstück ge-
währleistet (sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden). 

Die Festsetzung einer GRZ von 0,4 ent-
spricht gemäß § 17 BauNVO der Bemes-
sungsobergrenze für die bauliche Nutzung 
in Allgemeinen Wohngebieten. Der Grad 
der hierdurch entstehenden Grundstücks-
bebauung ist an die durch Einfamilienhäu-
ser geprägte Umgebung angepasst, wo-
durch eine optimale Auslastung der Grund-
stücke bei geringer Verdichtung geschaffen 
wird. Die entstehende Grundstücksbebau-
ung lässt auf den Grundstücken so ausrei-
chend Freiflächen für eine Durchgrünung. 
Weiterhin wird ein sparsamer Umgang mit 
Grund und Boden sichergestellt. 

Bauweise

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise die Gebäude auf den Grundstücken 
in Bezug auf die seitlichen Grundstücks-
grenzen angeordnet werden.

Gemäß dem städtebaulichen Konzept ist, 
abgeleitet aus der Umgebungsbebauung 
der Straße „Am Hobelbach“, eine offene 
Bauweise vorgesehen. 

In der offenen Bauweise sind die Gebäude 
mit seitlichem Grenzabstand zu errichten. 
Die Ausnahme bilden Doppelhäuser, welche 
innerhalb des Grenzabstandes zulässig 
sind. Dadurch wird auch im Plangebiet eine 
aufgelockerte Bebauung gewährleistet.

Die Festsetzung der offenen Bauweise mit 
Einzel- und Doppelhäusern ermöglicht eine 
aufgelockerte Bebauung und entspricht im 
Wesentlichen der Baustruktur der angren-
zenden überwiegend durch Wohnnutzung 
geprägten Bereiche. Damit wird eine Anpas-
sung des Plangebietes an das typische Orts-
teilgefüge sowie eine größtmögliche Flexi-
bilität bei der Bebauung gewährleistet.

Überbaubare und 
nicht überbaubare 
Grundstücksflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 
BauNVO

Mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksflächen durch Baugrenzen wer-
den die bebaubaren Bereiche des Grund-
stücks definiert und damit die Verteilung 
der baulichen Anlagen auf dem Grundstück 
geregelt. Die Baugrenze gem. § 23 Abs. 3 
BauNVO umschreibt die überbaubare Flä-
che, wobei die Baugrenze durch die Gebäu-
de nicht bzw. allenfalls in geringfügigem 
Maß überschritten werden darf.

Die Festsetzungen der Baugrenzen orientie-
ren sich an der städtebaulichen Konzeption. 
Die Abmessungen der durch die Baugrenzen 
beschriebenen Baufenster wurden so ge-
wählt, dass den Bauherren für die spätere 
Realisierung ausreichend Spielraum ver-
bleibt, gleichzeitig aber eine umweltgerech-
te, sparsame und wirtschaftliche Grund-
stücksausnutzung erreicht wird. Zudem 
wurden die Baufenster so abgegrenzt, dass 
zwischen Straßenbegrenzungslinien und 
Baugrenzen Abstände von 3 m bestehen. 
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Untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen sind auch außerhalb der überbau
baren Grundstücksfläche zulässig, sofern 
sie dem Nutzungszweck der in dem Bauge-
biet gelegenen Grundstücke oder des Bau-
gebiets selbst dienen und seiner Eigenart 
nicht widersprechen. Damit ist eine zweck-
mäßige Bebauung des Grundstückes mit 
den erforderlichen Nebenanlagen und Ein-
richtungen sichergestellt, ohne gesondert 
Baufenster ausweisen zu müssen. 

Stellplätze, Carports und Gara­
gen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Die Festsetzung der Flächen für Stellplätze, 
Garagen und Carports dient der Ordnung 
des ruhenden Verkehrs durch ein ausrei-
chendes Stellplatzangebot innerhalb des 
Plangebietes. Die für die geplante Nutzung 
erforderlichen Stellplätze werden aus-
schließlich auf dem Grundstück bereitge-
stellt. Zudem werden Beeinträchtigungen 
der Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung innerhalb des Plange-
bietes vermieden (Parksuchverkehr etc.). 
Garagen sind innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig, sofern ein 
Mindestabstand von 5,00 zur Verkehrsflä-
che besonderer Zweckbestimmung einge-
halten wird. Die Errichtung von Stellplätzen, 
Garagen und Carports vor den Gebäuden 
ist unzulässig.

Höchstzulässige Zahl der Woh­
nungen je Wohngebäude

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB

Eine Beschränkung der zulässigen Anzahl 
der Wohnungen auf maximal zwei Wohnun-
gen je Wohngebäude verhindert die Entste-
hung größerer Mehrfamilienhäuser. 

Weiterhin kann mit dieser Beschränkung 
ein erhöhtes Verkehrsaufkommen im 
Plangebiet vermieden und gewährleistet 
werden, dass der ruhende Verkehr vollstän-
dig im Plangebiet organisiert werden kann. 

Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung; hier: Misch­
verkehrsfläche

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Zur Anbindung des Plangebietes an die 
Straße „Zum Schwimmbad“ ist eine ver-
kehrsberuhigte Stichstraße vorgesehen, die 

als Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung - hier: Mischverkehrsflä-
che - festgesetzt wird. Durch die Stichstra-
ßenerschließung wird das Gebiet nur von 
den zukünftigen Anwohnern befahren, 
Durchgangsverkehr ist nicht möglich. Hier-
durch ergibt sich eine gesteigerte 
Wohnqualität.

Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung; hier: Fuß­
weg

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Zur Anbindung des Plangebietes an die 
landschaftlich und ökologisch hochwertige 
Bachaue sowie des hierzu parallel verlau-
fenden Feldweges wird eine Verkehrsfläche 
besonderer Zweckbestimmung; hier: Fuß-
weg festgesetzt. Hierdurch ergibt sich eine 
gesteigerte Wohnqualität.

Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung; hier: Private 
Erschließung Wohnhof

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Zur internen Erschließung des Plangebietes 
werden die von der Mischverkehrsfläche 
abgehenden Stichstraßen als Verkehrsflä-
chen besonderer Zweckbestimmung; hier: 
Private Erschließung Wohnhof festgesetzt. 
Diese werden in das Eigentum der anliegen-
den Anwohner übergehen und durch diese 
unterhalten. Hierdurch ergibt sich eine ge-
steigerte Wohnqualität.

Flächen für Versorgungsanla­
gen; hier: Wasser und „Fern­
wärme“

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB

Zur Sicherstellung der Wasser- und „Fern-
wärme“-versorgung im Plangebiet wird 
eine Fläche für Versorgungsanlagen; hier: 
Wasser und „Fernwärme“ festgesetzt.

Flächen für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Ent­
wicklung von Boden, Natur und 
Landschaft

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Die Festsetzung von Flächen für Maßnah-
men zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-

wicklung von Boden, Natur und Landschaft 
gewährleistet den Erhalt des schützenswer-
ten Auenbereiches des Dünkelbaches.

Zum Schutz des Dünkelbaches und des dar-
an anschließenden Ufersaums wird ein 
Schutzstreifen mit einer Breite von 10 m ab 
Uferrand festgesetzt, der von Bebauung 
freizuhalten und naturnah zu bewirtschaf-
ten ist.

Anpflanzung von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Be­
pflanzungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB

Aufgrund der Lage des Wohngebietes in di-
rekter Nachbarschaft zu der bereits be-
stehenden Wohnbebauung und der geplan-
ten Versiegelung ist die hochwertige und 
qualitätsvolle Ausgestaltung der Freiräume 
von besonderer Bedeutung. Mit den getrof-
fenen grünordnerischen Festsetzungen wird 
die Entwicklung ökologisch hochwertiger 
Pflanzungen mit Mehrwert für das Land-
schafts- und Ortsbild erzielt. Die Festset-
zung einer Baum-Strauch-Hecke gewähr-
leistet zum einen die Eingrünung des Plan-
gebietes und stellt zum anderen einen 
Sichtschutz von den angrenzenden Straßen-
verkehrsflächen sicher.

Die Festsetzungen dienen insbesondere der 
Begrünung des Plangebietes und tragen da-
zu bei, dass eine strukturreiche und optisch 
ansprechende Eingrünung des Wohngebie-
tes geschaffen wird. 

Auf weitergehende Festsetzungen wird ver-
zichtet, da so noch Flexibilität bei der gärt-
nerischen Anlage verbleibt. 

Festsetzungen aufgrund 
landesrechtlicher Vorschriften 
(gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. 
LBO und SWG)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 
BauGB i.V. mit §§ 49-54 Landes­
wassergesetz)

Die festgesetzten Maßnahmen der Abwas-
serbeseitigung dienen der ordnungsgemä-
ßen Entwässerung aller Flächen innerhalb 
des Plangebietes. Die Entsorgungsinfra-
struktur ist aufgrund der bestehenden Be-
bauung im Umfeld bereits grundsätzlich 
vorhanden und weist noch Kapazitäten auf. 
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Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 
4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)

Für Bebauungspläne können analog § 9 
Abs. 4 BauGB i.V.m. § 85 Abs. 4 der Saar-
ländischen Landesbauordnung (LBO) ge-
stalterische Festsetzungen getroffen wer-
den.

Um gestalterische Mindestanforderungen 
planungsrechtlich zu sichern, werden örtli-
che Bauvorschriften in den Bebauungsplan 
aufgenommen. Diese Festsetzungen ver- 
meiden gestalterische Negativwirkungen 
auf das Orts- und Landschaftsbild, denn ge-
rade aufgrund der direkten Nachbarschaft 
zur bestehenden Wohnbebauung spielt die 
Gestaltqualität eine besondere Rolle. Die 
getroffenen Einschränkungen zu Dachform, 
Dacheindeckung und Fassadengestaltung 
sollen Auswüchse (z. B. grelle Farbtöne) ver-
hindern. Durch die Einhausung bzw. sicht-
geschützte Aufstellung von Mülltonnen sol-
len darüber hinaus nachteilige Auswirkun-
gen auf das Ortsbild vermieden werden.

Die Zulässigkeit von Anlagen zur Nutzung 
der Sonnenenergie auf den Dächern ermög-
licht die Energiegewinnung aus solarer 
Strahlungsenergie im Sinne der Nachhaltig-
keit.

Das Vorhaben fügt sich mit den getroffenen 
Festsetzungen harmonisch in die Umge-
bung ein.
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das Ab-
wägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB von 
besonderer Bedeutung. Danach muss die 
Kommune als Planungsträgerin bei der Auf-
stellung eines Bebauungsplanes die öffent-
lichen und privaten Belange gegeneinander 
und untereinander gerecht abwägen. Die 
Abwägung ist die eigentliche Planungsent-
scheidung. Hier setzt die Kommune ihr städ-
tebauliches Konzept um und entscheidet 
sich für die Berücksichtigung bestimmter In-
teressen und die Zurückstellung der dieser 
Lösung entgegenstehenden Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

•	 Sammlung des Abwägungsmaterials 
(siehe „Auswirkungen der Planung“)

•	 Gewichtung der Belange (siehe „Ge-
wichtung des Abwägungsmaterials“)

•	 Ausgleich der betroffenen Belange (sie-
he „Fazit“)

•	 Abwägungsergebnis (siehe „Fazit“)

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen Le-
bensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in den Be-
bauungsplan eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-

einträchtigungen vom Planungsgebiet auf 
die Umgebung und von der Umgebung auf 
das Planungsgebiet vermieden werden. 
Dies kann erreicht werden, indem unverein-
bare Nutzungen voneinander getrennt wer-
den.

Die Festsetzungen des vorliegenden 
Bebauungsplanes wurden so gewählt, dass 
sich die Wohnnutzung hinsichtlich Art und 
Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise 
sowie der überbaubaren Grundstücksfläche 
an der bestehenden Bebauung orientiert 
und sich so in die Umgebung einfügt. Zu-
sätzlich schließen die im Bebauungsplan 
getroffenen Festsetzungen auch innerhalb 
des Plangebietes jede Form der Nutzung 
aus, die innergebietlich und in der Umge-
bung zu Beeinträchtigungen führen kann. 
Hierdurch wird Konfliktfreiheit gewährleis-
tet. Gegenseitige Beeinträchtigungen dieser 
Nutzungen sind bisher keine bekannt und 
auch künftig nicht zu erwarten. 

Der Bebauungsplan kommt der Forderung, 
dass die Bevölkerung bei der Wahrung der 
Grundbedürfnisse gesunde und sichere 
Wohn- und Arbeitsbedingungen vorfindet, 
nach.

Auswirkungen auf die Wohnbedürf-
nisse der Bevölkerung 

Mit zu den wichtigsten städtebaulichen 
Aufgaben der Kommune gehört die Schaf-
fung der planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen zur Versorgung der Bevölkerung mit 
Wohnbaugrundstücken bzw. einem ent-
sprechenden Angebot von Wohnungen auf 
dem Immobilienmarkt. 

Das Angebot sollte dabei vielfältig sein und 
den unterschiedlichen Wünschen und Be-
dürfnissen der Bevölkerung Rechnung tra-
gen. Der vorliegende Bebauungsplan 
kommt dieser Forderung nach. Durch die 
Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebie-
tes werden nachfrageorientierte Angebots-
formen des Wohnens geschaffen. Der be-
stehenden Nachfrage in Freisen wird somit 
Rechnung getragen. 

Auswirkungen auf die Gestaltung des 
Orts- und Landschaftsbildes

Bei der Fläche handelt es sich um eine 
Grünfläche (Wiesenfläche) mit vereinzelten 

Gehölzstrukturen am Siedlungsrand des 
Ortsteils Oberkirchen. Mit der geplanten 
Bebauung wird der Siedlungskörper sinn-
voll weiterentwickelt und arrondiert. Ein da-
rüber hinausgehender Eingriff in die freie 
Landschaft findet nicht statt. Zudem ist die 
Fläche aufgrund der rechtskräftigen Ände-
rung und Erweiterung des Bebauungsplanes 
„Sondergebiet Sport-, Freizeit-, und Hotel-
anlage“ neue Bezeichnung „Weiselberg-
park“ von 2008 mit einer GRZ von 0,6 be-
baubar. Mit der vorliegenden Planung wird 
der umsetzbare Versiegelungsgrad deutlich 
reduziert.

Die Umgebung ist darüber hinaus ebenfalls 
überwiegend durch freistehende Einfami-
lienhäuser geprägt. 

Das Orts- und Landschaftsbild wird durch 
die Planung somit nicht negativ beeinflusst, 
da die Dimensionierung der Gebäude eine 
maßvolle Entwicklung ermöglicht.

Die vorgesehenen Einfamilienhäuser wei-
sen max. II Vollgeschosse auf und fügen 
sich in die Umgebung ein. Die festgesetzte 
Gebäudetypologie knüpft an die in der 
Nachbarschaft vorherrschende Bebauung 
an und gewährleistet so einen harmoni-
schen Übergang zwischen Bestandsbebau-
ung und Neubau.

Die Eingrünungen des Plangebietes tragen 
darüber hinaus dazu bei, einen harmoni-
schen Übergang in die Landschaft zu schaf-
fen und keine negativen Auswirkungen auf 
das Ortsbild entstehen zu lassen. 

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Die Bestandserfassung der Schutzgüter er-
gab, dass der räumliche Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes nur eine geringe bis 
maximal mittlere bzw. durchschnittliche 
ökologische Wertigkeit aufweist, so dass für 
die Naturgüter Naturraum, Relief, Geologie, 
Boden, Wasser, Geländeklima/Luft, Erho-
lung, Landschafts-/Ortsbild, Kulturgüter so-
wie Mensch infolge der geplanten Maßnah-
men keine erheblichen negativen Auswir-
kungen zu erwarten sind.  Aufgrund der be-
stehenden Vorbelastungen (umgebende 
Wohnnutzungen, Schwimmbad, Tennisanla-
gen, vorbeiführende Landstraße), der Habi-
tat- und Biotopausstattung sowie des vor-

Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwägung



Bebauungsplan „Wohngebiet Weiselberg“, Gemeinde Freisen 21 www.kernplan.de

gefundenen Artinventars ist die Bedeutung 
des von dem Planvorhaben betroffenen Ge-
bietes als Lebensraum für Pflanzen und Tie-
re sowie für die biologische Vielfalt insge-
samt als gering bis maximal durchschnitt-
lich einzustufen, so dass auch diesbezüglich 
nicht von erheblichen, nicht ausgleichbaren 
Auswirkungen mit einer nachhaltigen Be-
einträchtigung des Naturhaushaltes auszu-
gehen ist. Insbesondere stehen keine arten-
schutzrechtlichen Gründe dem Bauvorha-
ben entgegen. 

Vom Planvorhaben sind keine Schutzge-
biete, insbesondere keine Schutzgebiete 
von gemeinschaftlicher Bedeutung (d.h. 
Natura 2000-Gebiete mit FFH-Gebie-
ten und Vogelschutzgebieten) betroffen.

Durch geeignete Kompensationsmaß-
nahmen innerhalb des Eingriffgebietes 
(Anpflanzung einer Baum-Strauch-He-
cke entlang der Außengrenze des Ge-
bietes sowie von hochstämmigen Ein-
zelbäumen auf nicht überbaubaren 
Grundstücksflächen und Anlage von in-
tensiv begrünten Gartenflächen) werden 
die Umweltbeeinträchtigungen minimiert.

Im Übrigen gelten gem. § 13 a BauGB Ein-
griffe, die aufgrund der Aufstellung des 
Bebauungsplanes zu erwarten sind, als vor 
der planerischen Entscheidung erfolgt. Ein 
Ausgleich ist nicht erforderlich.

Für das Plangebiet besteht darüber hinaus 
durch die rechtskräftige Änderung und Er-
weiterung des Bebauungsplanes „Sonder-
gebiet Sport-, Freizeit-, und Hotelanlage“ 
neue Bezeichnung „Weiselbergpark“ von 
2008 bereits Baurecht für die Entwicklung 
eines Sport- und Freizeitparks. Durch die 
vorliegende Planung wird der zulässige 
Versiegelungsgrad noch einmal deutlich re-
duziert. Zudem wird die in der rechtkräfti-
gen Änderung und Erweiterung festgesetz-
te Maßnahme M3 in die vorliegende Pla-
nung integriert.

Auswirkungen auf die Belange des 
Hochwasserschutzes / Starkregen

Aufgrund der Lage des Plangebietes sind 
während der Baudurchführung und bis hin 
zur endgültigen Begrünung und Grund-
stücksgestaltung besondere Maßnahmen 
zur Abwehr von möglichen Überflutungen 
durch die Grundstückseigentümer zu be-
denken. Den umliegenden Anliegern wird 
folglich kein zusätzliches Risiko durch un-
kontrollierte Überflutungen entstehen. In-
sofern kann davon ausgegangen werden, 

dass die Belange des Hochwasserschutzes  / 
Starkregen durch das Vorhaben nicht nega-
tiv beeinträchtigt werden

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs und auf die Belange der Ver- 
und Entsorgung

Mit der Realisierung des geplanten Allge-
meinen Wohngebietes wird es zwar zu 
einem Anstieg des Verkehrsaufkommens 
kommen. Dieses ist jedoch lediglich auf den 
Anwohnerverkehr beschränkt. Die Straße 
„Zum Schwimmbad“ ist für die festgesetzte 
Nutzung ausreichend dimensioniert, sodass 
der zusätzlich entstehende Verkehr aufge-
nommen werden kann. 

Der ruhende Verkehr wird innerhalb des 
Plangebietes auf den Grundstücken geord-
net. Dies trägt dazu bei, dass ruhender Ver-
kehr und Parksuchverkehr in der Straße 
„Zum Schwimmbad“ und in den umliegen-
den Straßen vermieden werden.

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ausreichend berücksichtigt. Die not-
wendige Ver- und Entsorgungsinfrastruktur 
und Anschlusspunkte sind in kurzer Umge-
bung des Plangebietes vorhanden bzw. 
werden im Rahmen der Realisierung ausge-
baut. 

Unter Beachtung der Kapazitäten und ge-
troffenen Festsetzungen ist die Ver- und 
Entsorgungsinfrastruktur ordnungsgemäß 
sichergestellt.

Auswirkungen auf Belange des 
Klimas

Auswirkungen auf die Belange des Klima-
schutzes können aufgrund des geringen 
Flächenumfangs ausgeschlossen werden.

Eine Wohnnutzung auf den Grundstücken 
bringt zwar einen gewissen Grad an Über-
bauung mit sich, allerdings kann angesichts 
der zu erwartenden privaten Freifläche-/
Hausgartengestaltung von einem geringe-
ren Versiegelungsgrad ausgegangen wer-
den. Abgesehen von potenziell eintretenden 
sehr geringfügigen mikroklimatischen Ver-
änderungen, können erhebliche negative 
Auswirkungen insgesamt ausgeschlossen 
werden.

Darüber hinaus ist die Nutzung von Solar-
energie auf Dachflächen zulässig sowie 
durch die Gemeinde Freisen beabsichtigt 
über privatrechtliche Verträge einen An-
schluss- und Benutzungszwang an das Kal-
te Nahwärmenetz für den Geltungsbereich 

des Bebauungsplanes „Wohngebiet Weisel-
berg“ umzusetzen.

Auswirkungen auf Belange der Land- 
und Forstwirtschaft

Durch die Planung werden landwirtschaft-
lich genutzte Flächen in Anspruch genom-
men. Da es sich jedoch um einen geringen 
Flächenumfang handelt, sind keine bedeu-
tenden Auswirkungen auf die Landwirt-
schaft zu erwarten. Forstwirtschaftliche Be-
lange werden durch die Planung nicht be-
rührt. Für das Plangebiet besteht darüber 
hinaus durch die rechtskräftige Änderung 
und Erweiterung des Bebauungsplanes 
„Sondergebiet Sport-, Freizeit-, und Hotel-
anlage“ neue Bezeichnung „Weiselberg-
park“ von 2008 bereits Baurecht für die 
Entwicklung eines Sport- und Freizeitparks.

Auswirkungen auf private Belange

Es sind keine negativen Auswirkungen der 
Planung auf private Belange bekannt.

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
rücksichtigenden Belange werden nach jet-
zigem Kenntnisstand durch die Planung 
nicht berührt.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Bebauungsplan 
eingestellt.

Argumente für die Verabschiedung 
des Bebauungsplanes

•	 Schaffung von Wohnraum durch sinn-
volle Weiterentwicklung/Arrondierung 
des Siedlungsrandes

•	 Entwicklung eines bedarfsorientierten, 
nachhaltigen, barrierefreien und fami-
leinfreundlichen Wohngebietes als Bau-
stein des Modellprojektes „Energiedorf 
Oberkirchen“

•	 Keine negativen Auswirkungen auf das 
Orts- und Landschaftsbild, Neubebau-
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ung fügt sich harmonisch in die Umge-
bung ein, Störungen und Beeinträchti-
gungen der Planung auf die 
Umgebungsnutzung können ausge-
schlossen werden; ebenso verhält es 
sich umgekehrt

•	 Aufgrund der schnellen Verfügbarkeit 
der Bauplätze besonders geeignet für 
Wohnbebauung

•	 Keine erheblichen Auswirkungen auf 
die Belange des Umweltschutzes

•	 Keine Auswirkungen auf die Belange 
des Klimaschutzes

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Verkehrs

•	 keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung

•	 Keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge

Argumente gegen die Verabschie­
dung des Bebauungsplanes

Es sind keine Argumente bekannt, die 
gegen die Aufstellung des Bebauungspla-
nes sprechen.

Fazit

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungs-
planes wurden die zu beachtenden Belange 
in ihrer Gesamtheit untereinander und 
gegeneinander abgewogen. Aufgrund der 
genannten Argumente, die für die Planung 

sprechen, kommt die Gemeinde Freisen zu 
dem Ergebnis, dass der Umsetzung der Pla-
nung nichts entgegensteht.

Flächenbilanz

Bezeichnung Fläche (gerundet)

Allgemeines Wohngebiet (WA) ca. 12.270 m2

davon überbaubare Grundstücksfläche (Baufenster) ca. 7.570 m2

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung; hier: Mischverkehrsfläche ca. 970 m2

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung; hier: Fußweg ca. 80 m2

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung; hier: Private Erschließung Wohnhof ca. 1.100 m2

Fläche für Versorgungsanlagen; hier: Wasser und „Fernwärme“ ca. 50 m2

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft

ca. 710 m2

Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen ca. 770 m2

Gesamt (Geltungsbereich) ca. 15.950 m2


